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5001 Aarau 
 
 
 
Aarau, 28. März 2013 
 
 

Teilrevision des Gesetzes über Raumentwicklung und Bauwesen (BauG) 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 

Zur beantragten Änderung des Baugesetzes nimmt der WWF Aargau wie folgt Stellung: 

 

Anträge 
 

 Es ist § 10 Abs 2 BauG entweder ersatzlos zu streichen oder klarzustellen, dass 
die Beschwerdeinstanz die aufschiebende Wirkung wiederherstellen kann. 

 Auf die Änderung des Ausdrucks „Bauten, die höchstens 80 cm das 
massgebende Terrain überragen“ durch den Begriff „Unterniveaubauten“ in 
§ 48 Abs. 1 ist zu verzichten. 

 § 48 Abs 2 (neu) BauG ist zu streichen. 
 

Begründungen 
 
Allgemein 

Der Anhörungsbericht zur Teilrevision des Baugesetzes ist sehr knapp ausgefallen. Es 
fehlen wichtige Erläuterungen zu den Folgen der Änderungen. Eine solche Vorlage 
erschwert die Arbeit der anzuhörenden Organisationen unnötigerweise und verunmöglicht 
es, innert nützlicher Zeit die ganze tragweise der Teilrevision zu erfassen und eine 
umfassende Stellungnahme abzugeben. Damit die Anhörung ihren Sinn der Optimierung der 
Vorlage erfüllen kann, erwarten wir, dass die Berichte alle relevanten Informationen 
enthalten und erläutern, was sich durch die vorgeschlagene Revision ändern wird.  
 

§ 10 Abs 2 

Bereits heute besteht gemäss § 46 Abs. 1 VRPG die Möglichkeit, dass die Vorinstanz dem 
anzufechtenden Entscheid die aufschiebende Wirkung entziehen kann. Es liegt dann an der 
Beschwerdeinstanz, die aufschiebende Wirkung wiederherzustellen (§ 46 Abs. 2 VRPG). Die 
vorgeschlagene Bestimmung zielt nun offensichtlich darauf ab, die Möglichkeit zur 
Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung auszuschliessen.  
 
Eine solche Bestimmung würde den Rechtsschutz massiv erschweren und punktuell gar 
aushebeln. Denn erstens lässt sich keineswegs in allen Fällen der ursprüngliche Zustand 
wiederherstellen (z.B. denkmalgeschützte Bauten, Bäume höheren Alters, Moore, 



gewachsene Lebensräume etc.). Zweitens haben erfahrungsgemäss bereits geschaffene 
Fakten auch einen Einfluss auf den Ausgang von Rechtsverfahren – der Entscheid eine 
bereits gebaute Anlage wieder rückbauen zu lassen ist deutlich heikler und mit grösseren 
finanziellen Auswirkungen behaftet als einer, der den Bau der Anlage nicht ermöglicht.  
 

§ 48 Abs 1 

Der Ersatz des Ausdrucks „Bauten, die höchstens 80 cm das massgebende Terrain 
überragen“ durch den Begriff „Unterniveaubauten“ führt nicht zu einer Klärung. Im Gegenteil: 
Die ‚Interkantonale Vereinbarung über die Harmonisierung der Baubegriffe und Messweisen 
(IVHB) ‘ (BPUK 2011) definiert Unterniveaubauten folgendermassen: „Unterniveaubauten 
sind Gebäude, die höchstens bis zum zulässigen Mass über das massgebende, respektive 
über das tiefer gelegte Terrain hinausragen.“ Dieser Definition fehlt die klare Angabe, um 
welches Mass die Gebäude über das massgebende Terrain hinausragen dürfen. In der 
geltenden Version des BauG ist dies mit 80 cm hingegen klar definiert. Aus diesem Grund ist 
beim bestehenden, klaren Ausdruck zu bleiben.  
Der Begriff Unterniveaubauten könnte im BauG eingesetzt werden, wenn das zulässige 
Mass, in welchem eine Baute über das massgebende Terrain hinausragen darf (Mass f), 
innerhalb des Gesetzes und nicht erst in der Verordnung auf 80 cm festgeschrieben wird. 
 

§ 48 Abs 2 (neu) 

Waldränder sind wertvolle Lebensräume für Pflanzen und Tiere, deren Schutz hohe 
Bedeutung hat. Der Art. 17 des Bundesgesetzes über den Wald schreibt deshalb vor, dass 
Bauten und Anlagen in Waldesnähe nur zulässig sind, wenn sie die Erhaltung, Pflege und 
Nutzung des Waldes nicht beeinträchtigen. 
 
Der neue Absatz würde es dem zuständigen Departement ermöglichen, für Strassen, 
Einfriedungen, Stützmauern und Terrainveränderungen einer Bewilligung der 
Baupolizeibehörde zur Waldabstandsunterschreitung im Einzelfall zuzustimmen. Im gültigen 
§ 48 Abs 1 BauG ist eine Bewilligung direkt gestützt auf die waldgesetzlichen Bestimmungen 
nur bei Flurwegen möglich. Zudem besteht die Möglichkeiten in Sondernutzungsplänen und 
kantonalen Strassenbauprojekten die Abstände herabzusetzen. Die neue Bestimmung 
würde den Umfang der Bauprojekte, bei denen eine Bewilligung gestützt auf waldgesetzliche 
Bestimmungen erteilt werden könnte deutlich erhöhen. So wären auch bei Einfriedungen, 
Stützmauern und Terrainveränderungen sowie kommunalen Strassenprojekten 
Abstandsunterschreitungen möglich. Dieser Reduktion des Schutzes des ökologisch sehr 
bedeutenden Waldrandes können wir nicht zustimmen. Im Gegenteil, bereits die heute im 
BauG festgeschriebenen Mindestabstände von 3 m für Geh- und Radwege sowie 4 m für 
Strassen sind viel zu gering und die Möglichkeiten zur Anstandsunterschreitung zu weit. Es 
ist anzunehmen, dass die resultierenden Abstände in vielen Fällen nicht ausreichen, um die 
Erhaltung, Pflege und Nutzung des Waldes sicher zu stellen. Anstatt einer weiteren 
Reduktion der faktischen Waldabstände ist deren Vergrösserung zu prüfen. 
 
 
 
Vielen Dank für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 

 

Mit freundlichen Grüssen 

 

 
 

Tonja Zürcher 

Geschäftsführerin WWF Aargau 


